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664. Bundesgesetz: Änderung des Prämiensparförderungsgesetzes und des Einkommensteuer-
gesetzes
(NR: GP XIV RV 329 AB 357 S. 37. BR: 1583 AB 1595 S. 357.)

6 6 5 . Bundesgesetz: Änderung des Vermögensteuergesetzes 1954 und des Erbschaftssteuer-
äquivalentgesetzes
(NR: GP XIV IA 31/A RV 335 AB 361 S. 37. BR: AB 1598 S. 357.)

6 6 6 . Bundesgesetz: Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1972
(NR: GP XIV RV 333 AB 359 S. 37. BR: 1584 AB 1596 S. 357.)

6 6 7 . Bundesgesetz: Änderung der Bundesabgabenordnung
(NR: GP XIV RV 334 AB 360 S. 37. BR: AB 1597 S. 357.)

668. Bundesgesetz: Änderung des Gebührengesetzes 1957
(NR: GP XIV RV 338 AB 364 S. 37. BR: 1585 AB 1599 S. 357.)

6 6 9 . Bundesgesetz: 9. Zolltarifgesetznovelle
(NR: GP XIV RV 331 AB 377 S. 37. BR: AB 1602 S. 357.)

6 7 0 . Bundesgesetz: Änderung des Fernmeldegebührengesetzes
(NR: GP XIV RV 326 AB 372 S. 37. BR: AB 1587 S. 357.)

6 6 4 . Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem das Prämiensparförderungsgesetz
und das Einkommensteuergesetz geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

P r ä m i e n s p a r f ö r d e r u n g s g e s e t z

Artikel I

Das Prämiensparförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 143/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 24/1973 wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen:

„§ 2 a. Für die nach dem 8. Juni 1976 abge-
schlossenen Prämiensparverträge gilt § 2 nur
nach Maßgabe folgender Bestimmungen:

1. Die Prämiensparzeit beträgt fünf Jahre,

2. die Kreditunternehmung hat für die Zeit
bis 31. Dezember 1976 eine Sparprämie in
Höhe von sieben Zwölftel, für die Zeit ab
1. Jänner 1977 in Höhe von einem Drittel
der Zinsen und Zinseszinsen zu gewähren."

2. Dem § 4 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Bei Ableben eines Prämiensparers gilt der
Prämiensparvertrag als mit sofortiger Wirkung

abgelaufen. In diesem Fall hat die Kreditunter-
nehmung den angesparten Betrag bis zum Todes-
tag mit 6% zu verzinsen und die anteiligen Spar-
prämien gutzuschreiben. Ab dem Todestag ist
das Guthaben mit dem für Spareinlagen mit ge-
setzlicher Kündigungsfrist jeweils allgemein gel-
tenden Zinsfuß zu verzinsen."

3. Im § 6 entfällt Abs. 2. Die Absatzbezeich-
nung „(1)" ist zu streichen.

4. Im § 7 Abs. 1 sind die Höchstbeträge
„70000 S" und „40000 S" durch „150000 S"
und „100000 S" und im Abs. 2 ist der Betrag
„40000 S" durch „100000 S" zu ersetzen.

5. Dem § 8 ist als letzter Satz anzufügen:

„§ 3 Abs. 1 ist in diesem Falle nicht anzu-
wenden."

6. § 9 hat wie folgt zu lauten:

„§ 9. Sparprämien) gemäß § 2 Abs. 2 lit. b
und § 2 a Z. 2 sind von der Einkommensteuer
befreit."

7. § 11 hat zu lauten:

„§ 11. (1) Die Verbände der Kreditunterneh-
mungen haben dem Bundesminister für Finanzen
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spätestens bis zum 28. Feber jedes Jahres für
ihren Bereich folgende Daten mit Stand Ende
des vorangegangenen Jahres bekanntzugeben:

a) Die Zahl der im abgelaufenen Jahr neu
abgeschlossenen sowie die Zahl der beste-
henden Prämiensparverträge,

b) den gesamten Stand der Prämienspargut-
haben, aufgeschlüsselt nach den geleisteten
Kapitaleinzahlungen und der Summe der
bisher angefallenen Zinsen und Spar-
prämien,

c) den Gesamtbetrag der aushaftenden bun-
desverbürgten Kredite gemäß § 7 Albs. 1.

(2) Die Kreditunternehmungen haben dem
Bundesminister für Finanzen oder seinen Beauf-
tragten jederzeit Einsicht in die Unterlagen, be-
treffend die Prämiensparkonten und die gemäß
§ 7 Abs. 1 bundesverbürgten Kredite, zu ge-
währen."

Artikel II

Von Prämiensparkonten zu Prämiensparver-
trägen, die vor dem 9. Juni 1976 abgeschlossen
wurden, können vom Sparer auf ein nach Ablauf
der Prämiensparzeit bei derselben Kreditunterneh-
mung neu zu errichtendes Prämiensparkonto bis
zu 20000 S in Anrechnung auf die für die ersten
vier Kalendervierteljahre gemäß § 2 Abs. 1 lit. a
des Prämiensparförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 143/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 24/1973 zulässige Einlage übertragen
werden. § 3 Abs. 2 des Prämiensparförderungs-
gesetzes findet in diesem Falle keine Anwen-
dung. Ist die Übertragung geringer als 20000 S,
kann der Sparer durch Einzahlungen in den
ersten vier Kalendervierteljahren den übertra-
genen Betrag auf 20000 S ergänzen, wobei jedoch
die vierteljährliche Höchsteinzahlung gemäß § 3
Abs. 2 nicht überschritten werden darf. Diese
Bestimmungen gelten erstmals für die am 31. De-
zember 1976 auslaufenden Prämiensparverträge.

ABSCHNITT II

E i n k o m m e n s t e u e r g e s e t z

Artikel I

Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBl.
Nr. 440, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 493/1972, 27/1974, 409/1974, 469/1974,
335/1975, 391/1975, 636/1975 und 143/1976 wird
wie folgt geändert:

1. Der Abs. 6 des § 4 hat zu lauten:

.,(6) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus
selbständiger Arbeit sind für üblicherweise nicht
belegbare Betriebsausgaben 5 v. H. der Einnah-
men aus freiberuflicher Tätigkeit (§ 22 Abs. 1
Z. 1), höchstens jedoch 20000 S jährlich, ohne
besonderen Nachweis abzusetzen. Die genannten

Beträge erhöhen sich auf 10 v. H. der Einnah-
men aus der freiberuflichen Tätigkeit als Arzt,
Tierarzt oder Dentist, höchstens jedoch auf
30000 S jährlich; dieser Betrag erhöht sich bei
praktischen Ärzten, die in Gemeinden mit we-
niger als 5000 Einwohnern ihre Praxis ausüben
(Landärzte), auf 35000 S jährlich. Die Einwoh-
nerzahl bestimmt sich nach dem vom Österrei-
chischen Statistischen Zentralamt auf Grund der
letzten Volkszählung festgestellten Ergebnis."

2. Der Abs. 4 des § 8 hat zu lauten:

.,(4) Abweichend vom Abs. 3 beträgt der Ab-
schreibungssatz 60 v. H. der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten

1. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens,
soweit diese im Inland ausschließlich und un-
mittelbar dem Umweltschutz dienen und
die Anschaffung oder Herstellung gesetzlich
vorgeschrieben oder im öffentlichen Interesse
erforderlich ist,

2. von Mitbenützungsrechten an den unter
Z. 1 genannten Anlagen,

3. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens,
die ausschließlich und unmittelbar der Ent-
wicklung oder Verbesserung volkswirt-
schaftlich wertvoller Erfindungen dienen,
wenn der volkswirtschaftliche Wert der be-
treffenden Erfindung durch eine Bescheini-
gung des Bundesministers für Handel, Ge-
werbe und Industrie nachgewiesen wind,

4. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens,
die der Erzeugung elektrischer Energie die-
nen, wenn von den Bestimmungen des Elek-
trizitätsförderungsgesetzes 1969 nicht Ge-
brauch gemacht wird oder nicht Gebrauch
gemacht werden kann. Voraussetzung ist,
daß es sich entweder um Anlagen der Kraft-
Wärme-Kupplung handelt oder um Anlagen.,
die elektrische Energie überwiegend aus der
Verbrennung eigenbetrieblich anfallender
Abfallstoffe erzeugen. Das Vorliegen dieser
Voraussetzungen ist durch eine Bescheini-
gung des Bundesministers für Handel, Ge-
werbe und Industrie nachzuweisen.

Der restliche Teil der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten der in den Z. 1 bis 4 genannten
Wirtschaftsgüter ist gleichmäßig auf die nächsten
vier Wirtschaftsjahre verteilt abzuschreiben.
Neben diesen vorzeitigen Abschreibungen ist
keine gewöhnliche Absetzung für Abnutzung
(§ 7) zulässig. Abs. 3 letzter Satz ist anzuwen-
den."

3. Im § 106 a Abs. 3 tritt an die Stelle des
Betrages von 55000 S der Betrag von 60000 S
und an die Stelle des Betrages von 15000 S der
Betrag von 17000 S.
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4. Der Abs. 1 des § 107 hat zu lauten:

„(1) Bei Erwerb von auf Inhaber lautenden
Teilschuldverschreibungen inländischer Schuldner
wird unbeschränkt Steuerpflichtigen (§ 1 Abs. 1)
auf Antrag Einkommensteuer (Lohnsteuer)
pauschal erstattet. Das Ausmaß dieser Erstattung
beträgt

1. bei Erwerb von Teilschuldverschreibungen
nach dem 31. Dezember 1972 und vor dem
1. Jänner 1977 15 v. H. des Nennbetrages
der erworbenen Wertpapiere, soweit dieser
im Kalenderjahr 100 000 S nicht übersteigt,

2. bei Erwerb von in Schillingwährung bege-
benen Teilschuldverschreibungen nach dem
31. Dezember 1976 10 v. H. des Nenn-
betrages der erworbenen Wertpapiere, so-
weit dieser im Kalenderjahr 100 000 S nicht
übersteigt.

Den Teilschuldverschreibungen sind Pfandbriefe
und Kommunalschuldverschreibungen gleichge-
stellt. Voraussetzung ist, daß die in Z. 1 ge-
nannten Wertpapiere mit einer Mindestlaufzeit
von 15 Jahren und die in Z. 2 genannten Wert-
papiere mit einer mittleren Laufzeit von minde-
stens acht Jahren ausgestattet sind, wobei die
mittlere Laufzeit nach folgender Formel zu be-
rechnen ist:

Weiters ist Voraussetzung, daß die Wertpapiere
im Jahre ihrer Begebung (Ausgabe) bei ein und
derselben österreichischen Kreditunternehmung
erworben und hinterlegt werden. Als Hinter-
legung gelten die Streifbandverwahrung und die
Sammelverwahrung sowie die Eintragung im
Bundesschuldbuch."

5. Der Abs. 4 des § 107 hat zu lauten:

„(4) Dem Steuerpflichtigen steht das Recht
zu, die Wertpapiere jederzeit dem Depot zu
entnehmen. Als Entnahme gilt auch die Ent-
nahme aus der Sammelverwahrung — ausge-
nommen die Fälle des Abs. 6 — und die Lö-
schung der Eintragung im Bundesschuldbuch.
In diesen Fällen hat die Kreditunternehmung
für Wertpapiere im Sinne des Abs. 1 Z. 1
15 v. H., für Wertpapiere im Sinne des Abs. 1
Z. 2 10 v. H. des Nennbetrages der entnomme-
nen Wertpapiere als Einkommensteuer (Lohn-
steuer) für Rechnung des Steuerpflichtigen an
die für sie zuständige Finanzlandesdirektion ab-
zuführen; diese Beträge sind nach den für die
Einhebung der Lohnsteuer geltenden Bestimmun-
gen zu behandeln. Der abzuführende Abgaben-
betrag ermäßigt sich für Wertpapiere im Sinne
des Abs. 1 Z. 1 auf 6 v. H., wenn die Entnahme
aus dem Depot erst nach Ablauf von sieben
Jahren erfolgt. Die Abgabenabfuhr entfällt,

wenn die Wertpapiere bis zur Tilgung oder
mindestens 15 Jahre im Depot belassen werden.
Dies gilt nicht, wenn zwischen der Anschaffung
und einer Tilgung, die auf eine vorzeitige Kündi-
gung zurückzuführen ist, ein Zeitraum von weni-
ger als sieben Jahren liegt. Gehen die Wert-
papiere von Todes wegen oder in Abgeltung
eines Pflichtteilsanspruches oder in Abgeltung
von Ansprüchen aus Vermächtnissen über oder
erfolgt eine Übertragung auf Miterben zur
Teilung des Nachlasses, so liegt keine Entnahme
vor, soweit diese Wertpapiere weiterhin im
Sinne des Abs. 1 hinterlegt bleiben. Dies gilt
auch für gemäß den §§ 84 a und 104 des
Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl. Nr. 268,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 370/1970, erworbene Wertpapiere."

6. Der Abs. 8 des § 107 hat zu lauten:

„(8) Beim Umtausch von Wandelschuldver-
schreibungen in Aktien gelten die Bestimmungen
des Abs. 7 sinngemäß. Der abzuführende Ab-
gabenbetrag (Abs. 4) ermäßigt sich für Wandel-
schuldverschreibungen, die vor dem 1. Jänner
1977 erworben wurden, auf 6 v. H., wenn die
Entnahme der eingetauschten Aktien aus dem
Depot erst nach Ablauf von sieben Jahren seit
dem Erwerb der Wandelschuldverschreibungen
erfolgt. Die Abgabenabfuhr entfällt zur Gänze,
wenn die Wandelschuldverschreibungen und die
eingetauschten Aktien zusammen mehr als zehn
Jahre im Depot belassen wurden."

7. Der Abs. 14 des § 107 hat zu lauten:

„(14) Die Zeit der Hinterlegung beträgt min-
destens zehn Jahre. Der äbzuführende Abgaben-
betrag ermäßigt sich für Aktien, die vor dem
1. Jänner 1977 erworben wurden, auf 6 v. H.,
wenn die Entnahme aus dem Depot erst nach
Ablauf von sieben Jahren erfolgt."

8. Der Abs. 1 des § 108 hat zu lauten:

„(1) Leistet ein unbeschränkt Steuerpflichtiger
(§ 1 Abs. 1) Beiträge an eine Bausparkasse, die
ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland
hat, so wird ihm auf Antrag Einkommensteuer
(Lohnsteuer) erstattet. Die Erstattung erfolgt mit
einem Pauschbetrag in Höhe von 17 v. H. des
Gesamtbetrages, der auf Grund der im jeweiligen
Kalenderjahr tatsächlich geleisteten Zahlung
und der Steuererstattung gutgeschrieben wird,
wobei der Anteil der tatsächlich geleisteten
Zahlung 83 v. H. zu betragen hat. Die Er-
stattung steht dem Steuerpflichtigen nur für
jeweils einen Bausparvertrag zu."

9. Der Abs. 2 des § 108 hat zu lauten:

„(2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf
dem Steuerpflichtigen nur bis zu einer Bemes-
sungsgrundlage im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz
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von 7000 S jährlich erstattet werden. Diese Be-
messungsgrundlage erhöht sich für den unbe-
schränkt steuerpflichtigen Ehegatten um 7000 S
jährlich und für jedes Kind, für das dem Steuer-
pflichtigen oder seinem unbeschränkt steuer-
pflichtigen Ehegatten Familienbeihilfe auf Grund
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 oder
eine gleichartige ausländische Beihilfe im Sinne
des § 4 des (genannten Gesetzes gewährt wird,
um je 3000 S jährlich, sofern diesen Personen
nicht im selben Kalenderjahr auf Grund einer
eigenen Abgabenerklärung (Abs. 3 erster Satz)
Erstattungsbeträge zustehen. Ehegatten und
Kinder, für die dem Steuerpflichtigen in einem
Kalenderjahr Erhöhungsbeträge zustehen, dürfen
im selben Kalenderjahr keine Einkommen(Lohn)-
steuererstattung geltend machen. Sie können je-
doch erklären, daß die im Rahmen des betref-
fenden Bausparvertrages für sie geltend gemach-
ten Erhöhungsbeträge dem Steuerpflichtigen ab
dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr zu-
stehen sollen. Diese Erklärung ist auf dem amt-
lichen Vordruck in zweifacher Ausfertigung bis
30. November bei der Abgabenbehörde im Wege
jener Bausparkasse abzugeben, mit der der
Steuerpflichtige den betreffenden Bausparver-
trag abgeschlossen hat. Für Personen, die eine
solche Erklärung abgegeben haben, stehen dem
Steuerpflichtigen Erhöhungsbeträge ab dem fol-
genden Kalenderjahr nicht mehr zu. Die Bau-
sparkasse ist verpflichtet, binnen zwei Wochen
den Steuerpflichtigen durch Übermittlung der
zweiten Erklärungsausfertigung vom Wegfall der
Erhöhungsbeträge zu verständigen. Eine Mit-
teilungspflicht im Sinne des Abs. 4 vorletzter
Satz besteht nicht."

10. Der Abs. 3 des § 108 hat zu lauten:

„(3) Der Steuerpflichtige hat die Erstattung
auf dem amtlichen Vordruck im Wege der Bau-
sparkasse bei der Abgabenbehörde zu beantra-
gen und dabei zu erklären, daß die in den
Abs. 1 und 2 angeführten Voraussetzungen vor-
liegen. Diese Abgabenerklärung ist mit dem
Antrag auf Abschluß des Bausparvertrages, auf
Grund dessen die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
erstattet werden soll, abzugeben. Mit dem Todes-
tag des Steuerpflichtigen verliert die Abgabener-
klärung ihre Wirksamkeit. Die Abgabenerklä-
rung kann widerrufen werden; ebenso kann auf
Erhöhungsbeträge (Abs. 2) verzichtet werden.
Sowohl der Widerruf als auch der Verzicht sind,
erst mit Beginn des nächstfolgenden Kalender-
jahres wirksam."

11. Der Abs. 6 des § 108 hat zu lauten:

„(6) Die Bausparkasse ist verpflichtet, der Ab-
gabenbehörde ohne amtliche Aufforderung Mit-
teilung zu machen, wenn Beiträge, die als
Grundlage einer Steuererstattung geleistet wur-

den, und die erstattete Steuer selbst ganz oder
zum Teil zurückgezahlt werden oder die An-
sprüche aus dem Bausparvertrag als Sicherstel-
lung dienen. Die Mitteilung hat die erstatteten
Beträge auszuweisen. Die Mitteilungspflicht
bleibt durch einen Widerruf der Abgabenerklä-
rung (Abs. 3 vorletzter Satz) unberührt. Erfolgt
die Rückzahlung oder Sicherstellung im Sinne
des ersten Satzes erst nach Ablauf von sechs
Jahren seit Vertragsabschluß, so erstreckt sich
die Mitteilungspflicht nur auf jene Beiträge, die
nach diesem Zeitpunkt im Kalenderjahr der
Rückzahlung oder Sicherstellung als Grundlage
einer Steuererstattung geleistet wurden, und auf
die erstattete Steuer selbst. Die Mitteilungspflicht
entfällt, wenn Beiträge zurückgezahlt werden,
weil der Bausparvertrag wegen Todes des Bau-
sparers aufgelöst wurde."

12. Der Abs. 7 des § 108 hat zu lauten:

„(7) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer
(Lohnsteuer) ist vom Steuerpflichtigen zurückzu-
fordern. Die Rückforderung hat auch insoweit
zu erfolgen, als eine Rückzahlung oder Sicher-
stellung erfolgt, für die eine Mitteilungspflicht
der Bausparkasse besteht (Abs. 6). Eine Rück-
forderung hat jedoch zu unterbleiben, wenn

1. die Bausparkasse den zurückzufordernden
Betrag mit Zustimmung des Steuerpflichtigen an
die für sie zuständige Finanzlandesdirektion ab-
führt,

2. in den Fällen des Abs. 6 die rückgezahlten,
begünstigten Beiträge oder die Sicherstellung der
Wohnraumbeschaffung im Sinne des § 18 Abs. 1
Z. 3 dienen, wobei eine Rückforderung auch dann
zu unterbleiben hat, wenn der Wohnraum durch
oder für im Abs. 2 genannte Personen geschaffen
wird."

13. Der Abs. 10 des § 108 hat zu lauten:

„(10) Sobald das Guthaben aus dem Bauspar-
vertrag ganz oder zum Teil zurückgezahlt wird
oder die Ansprüche aus dem Bausparvertrag als
Sicherstellung dienen, kann der Bausparvertrag
nicht mehr die Grundlage für eine Steuererstat-
tung bilden, wobei es unmaßgeblich ist, ob eine
Rückforderung im Sinne der Abs. 7 bis 9 zu er-
folgen hat. Dies gilt auch, wenn der Steuer-
pflichtige nach Ablauf von sechs Jahren seit
Vertragsabschluß in einem der folgenden Kalen-
derjahre keine Beiträge mehr geleistet hat."

14. Der § 114 hat zu lauten:

„§ 114. (1) Für Bausparverträge, die vor dem
1. Jänner 1973 abgeschlossen wurden, können die
Abgabenerklärungen im Sinne des § 108 Abs. 3
bis 31. Dezember 1977 abgegeben werden. Eine
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Steuererstattung kann jedoch bei derartigen Bau-
sparverträgen erst für Beiträge erfolgen, die ab
Beginn des Kalenderjahres der Antragstellung
geleistet wurden.

(2) Für Bausparverträge, die vor dem 1. No-
vember 1971 abgeschlossen wurden, kann eine
Steuererstattung nach Ablauf von fünf Jahren
nicht erfolgen.

(3) Abweichend von der Bestimmung des § 108
Abs. 1 erfolgt die Steuererstattung für Beiträge,
die vor dem 1. Jänner 1977 geleistet werden,
mit einem Pauschbetrag in Höhe von 25 v. H.
des Gesamtbetrages, der auf Grund der im je-
weiligen Kalenderjahr tatsächlich geleisteten
Zahlung und der Steuererstattung gutgeschrieben
wird, wobei der Anteil der tasächlich geleisteten
Zahlung 75 v. H. zu betragen hat. In gleicher
Höhe erfolgt die Steuererstattung für Beiträge,
die innerhalb von sechs Jahren nach Abschluß
eines Bausparvertrages geleistet werden, wenn
der Antrag auf Vertragsabschluß vor dem
9. Juni 1976 gestellt wurde.

(4) Für Bausparverträge, die vor dem 1. Jänner
1973 abgeschlossen wurden, tritt an die Stelle
des im Abs. 3 sowie im § 108 Abs. 6 und 10
genannten Zeitraumes von sechs Jahren ein Zeit-
raum von fünf Jahren.

(5) Für die im Abs. 4 genannten Bauspar-
verträge bleibt die Mitteilungspflicht der Bau-
sparkassen nach § 10 Abs. 1 Z. 3 lit. b vorletzter
Satz des Einkommensteuergesetzes 1967 auf-
recht.

(6) Für Bausparibeiträge, die vor dem 1. Jänner
1973 als Sonderausgaben geltend gemacht wurden
und in der Folge widmungswidrig verwendet
werden (§ 10 Abs. 1 Z. 3 lit. b des Einkommen-
steuergesetzes 1967), hat eine Nachversteuerung
unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmung
des § 18 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes zu erfol-
gen."

15. Der Abs. 1 des § 123 hat zu lauten:

„(1) Von Forderungen aus Lieferungen und
sonstigen Leistungen, die gemäß § 6 Z. 1 bis 3
des Umsatzsteuergesetzes 1972 von der Umsatz-
steuer befreit sind und in den Kalenderjahren
1973 bis 1979 angeschafft wurden, kann in den
Vermögensübersichten (Bilanzen), in denen sie
erstmals auszuweisen sind, eine pauschale Teil-
wertabschreibung vorgenommen werden. Diese
Teilwertabschreibung beträgt für die im Kalen-
derjahr 1973 angeschafften Forderungen 5 v. H.,
für die in den Kalenderjahren 1974 bis 1976
angeschafften Forderungen 10 v. H. und für die
in den Kalenderjahren 1977 bis 1979 angeschaff-
ten Forderungen 15 v. H. der Anschaffungs-
kosten (des Forderungsnennbetrages)."

Artikel II

1. Die Bestimmungen des Art. I Z. 1 und 2
sind erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1977 anzuwenden.

2. Die Bestimmungen des Art. I Z. 3 sind
erstmalig für Zeiträume nach dem 31. Dezember
1976 anzuwenden.

Abschnitt III

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung des Abschnittes II Art. I
Z. 2 ist hinsichtlich der Anwendung des § 8
Abs. 4 Z. 3 zweiter Halbsatz und des § 8 Abs. 4
Z. 4 letzter Satz des Einkommensteuergesetzes
1972 der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie, mit der Vollziehung der übrigen
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Staribacher

665 . Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem das Vermögensteuergesetz 1954 und
das Erbschaftssteueräquivalentgesetz ge-

ändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl.
Nr. 192, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 33/1957, 194/1961, 83/1963, 44/1968, 302/
1968, 278/1969 und 448/1972 wird wie folgt
geändert:

1. § 5 hat zu lauten:

„§ 5. F r e i b e t r ä g e f ü r n a t ü r l i c h e
P e r s o n e n

(1) Bei der Veranlagung unbeschränkt steuer-
pflichtiger natürlicher Personen bleiben vorbe-
haltlich der Bestimmungen des Abs. 3 vermögen-
steuerfrei (Freibeträge):

1. 150000 Schilling für den Steuerpflichtigen
selbst;

2. 150000 Schilling für die Ehefrau, wenn beide
Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig sind und
in dauernder Haushaltsgemeinschaft leben. Lagen
diese Voraussetzungen beim Tod eines Ehegatten
vor, so wird der Freibetrag dem überlebenden
Ehegatten auch für den verstorbenen Ehegatten
gewährt. Dies gilt nicht, wenn der überlebende
Ehegatte sich wieder verheiratet;

3. 150000 Schilling für jedes minderjährige
Kind, wenn die Kinder zum Haushalt des Steuer-
pflichtigen gehören oder überwiegend auf seine
Kosten unterhalten und erzogen werden. Der
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Freibetrag wird auf Antrag für volljährige Kin-
der gewährt, die überwiegend auf Kosten des
Steuerpflichtigen unterhalten und für einen Beruf
ausgebildet werden und das 27. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben. § 11 Abs. 3 gilt entspre-
chend.

(2) Weitere 150000 Schilling sind steuerfrei,
wenn die folgenden Voraussetzungen sämtlich
gegeben sind:

1. Der Steuerpflichtige muß über 60 Jahre alt
oder voraussichtlich für mindestens drei Jahre
erwerbsunfähig sein;

2. Das sich nach Abzug der Freibeträge gemäß
Abs. 1 ergebende Vermögen darf nicht mehr als
300000 Schilling betragen. Erfolgt eine Zusam-
menveranlagung gemäß § 11 Abs. 1 bzw. Abs. 2,
so wird der Freibetrag auch gewährt, wenn das
sich nach Abzug der Freibeträge gemäß Abs. 1
ergebende Vermögen nicht mehr als 600000 Schil-
ling beträgt.

Ist der Lebensunterhalt zusammenveranlagter
Ehegatten (§11 Abs. 1) überwiegend durch Ein-
künfte aus einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau
bestritten worden, so ist die Voraussetzung der
Z. 1 auch dann gegeben, wenn nicht der Ehe-
mann, sondern die Ehefrau über 60 Jahre alt oder
voraussichtlich für mindestens drei Jahre erwerbs-
unfähig ist.

(3) Personen, die auf Grund eines bestehenden
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung als in einem anderen Vertragsstaat ansässig
gelten, stehen die Freibeträge gemäß Abs. 1 und 2
nicht zu.

(4) Für die Gewährung der Freibeträge sind
die Verhältnisse im Hauptveranlagungszeitpunkt
(§ 12 Abs. 2), bei Neuveranlagungen die Ver-
hältnisse im Neuveranlagungszeitpunkt (§ 13
Abs. 3), bei Nachveranlagungen die Verhältnisse
im Nachveranlagungszeitpunkt (§ 14 Abs. 2)
maßgebend."

2. § 6 hat zu lauten:

„§ 6. M i n d e s t b e s t e u e r u n g u n d Be-
s t e u e r u n g s g r e n z e b e i K ö r p e r -

s c h a f t e n

(1) Als Mindestvermögen wird bei unbe-
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaften
der Besteuerung zugrunde gelegt:

1. Bei Aktiengesellschaften ein Betrag von
10000000 Schilling;

2. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung
ein Betrag von 1000000 Schilling.

Dies gilt auch für Kapitalgesellschaften, die nur
mit einem Teil ihres Vermögens der Vermögen-
steuer unterliegen.

(2) Von den übrigen unbeschränkt steuerpflich-
tigen Körperschaften, Personenvereinigungen und

Vermögensmassen wird die Vermögensteuer
nur erhoben, wenn das Gesamtvermögen
150 000 Schilling übersteigt."

3. § 7 Z. 1 lit. c hat zu lauten:

„c) bei den im § 6 Abs. 2 bezeichneten Kör-
perschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen mit mehr als
150000 Schilling Vermögen das Gesamt-
vermögen;"

4. § 8 hat zu lauten:

„§8. S t e u e r s a t z

Die Vermögensteuer beträgt jährlich 1 v. H.
des steuerpflichtigen Vermögens."

5. § 13 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„1. wenn der Wert des gemäß § 4 Abs. 2
abgerundeten Gesamtvermögens oder Inlandsver-
mögens, der sich für den Beginn eines Kalender-
jahres ergibt, entweder um mehr als ein Fünftel
oder um mehr als 1000000 Schilling von dem
abgerundeten Wert des letzten Veranlagungs-
zeitpunktes abweicht oder"

6. Im § 13 wird als Abs. 6 angefügt:

„(6) Neuveranlagungsbescheide sind ersatzlos
aufzuheben, wenn infolge nachträglicher Veran-
lagung auf einen früheren Zeitpunkt die
Voraussetzungen für eine Neuveranlagung nicht
mehr gegeben sind."

7. Im § 14 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Nachveranlagungsbescheide sind ersatzlos
aufzuheben, wenn infolge nachträglicher Veran-
lagung auf einen früheren Zeitpunkt die Voraus-
setzungen für eine Nachveranlagung nicht mehr
gegeben sind."

8. § 15 Abs. 2 Z. 2 hat zu lauten:

„2. unbeschränkt steuerpflichtige nichtnatür-
liche Personen, wenn ihr Gesamtvermögen erst-
malig den in § 6 Abs. 2 genannten Betrag über-
steigt."

9. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. N i c h t f e s t s e t z u n g k l e i n s t e r
V e r m ö g e n s t e u e r b e t r ä g e

Vermögensteuerbeträge unter 100 Schilling sind
nicht festzusetzen."

10. § 20 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Von der Pflicht zur Abgabe einer Vermö-
genserklärung sind befreit:

1. Unbeschränkt steuerpflichtige natürliche Per-
sonen, deren Gesamtvermögen die Summe der
Freibeträge gemäß § 5 Abs. 1 Z. 1, 2 und 3
erster Satz nicht übersteigt.
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2. Unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen und Vermögensmas-
sen der im § 1 Z. 2 lit. b bis e genannten Art,
wenn ihr Gesamtvermögen den in § 6 Abs. 2
genannten Betrag nicht übersteigt."

Artikel II

Das Erbschaftssteueräquivalentgesetz, BGBl.
Nr. 286/1960, wird wie folgt geändert:

1. § 5 hat zu lauten:

„ G r e n z e f ü r d i e E r h e b u n g d e r
A b g a b e

§ 5. Die Abgabe ist nur zu erheben, wenn das
Gesamtvermögen (Inlandsvermögen) oder der
nach § 4 Abs. 1 abgabepflichtige Teil des Ver-
mögens 150000 S übersteigt."

2. § 9 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Von der Pflicht zur Abgabe der Erklärung
sind Abgabepflichtige befreit, deren Gesamtver-
mögen (Inlandsvermögen) 150000 S nicht über-
steigt."

Artikel III

Die Bestimmungen des Art. I und II sind
erstmalig auf Veranlagungszeitpunkte anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1976 lie-
gen.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

666 . Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem das Umsatzsteuergesetz 1972 geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Umsatzsteuergesetz 1972, BGBl. Nr. 223,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 27/
1974, 636/1975 und 143/1976 wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Z. 9 lit. d des § 6 hat zu lauten:

„d) die Umsätze der vom Bund im Rahmen
des Glücksspielmonopols durchgeführten
Glücksspiele, die Umsätze, die unter die Be-
stimmungen des § 33 TP 17 Abs. 1 Z. 6
und 7 des Gebührengesetzes 1957 fallen, die
amtlich festgesetzten Vergütungen, die von
der staatlichen Monopolverwaltung für die
Mitwirkung im Rahmen der Verwaltung

von Einrichtungen des Glücksspielmonopols
zuerkannt werden, die Zuwendungen im
Sinne des § 26 Abs. 3 des Glücksspielgeset-
zes, BGBl. Nr. 169/1962, und die mit dem
Betrieb von Spielbanken, denen eine Be-
willigung gemäß § 21 des Glücksspielgeset-
zes erteilt wurde, unmittelbar verbundenen
Umsätze;"

2. Der Abs. 11 des § 12 hat zu lauten:

„(11) Ändern sich bei einem Gegenstand, den
der Unternehmer für sein Unternehmen her-
gestellt oder erworben hat und der nicht als An-
lagevermögen verwendet oder genutzt wurde,
oder bei sonstigen Leistungen, die für sein Un-
ternehmen ausgeführt worden sind, die Voraus-
setzungen, die für den Vorsteuerabzug maßge-
bend waren, so ist eine Berichtigung des Vor-
steuerabzuges für den Veranlagungszeitraum
vorzunehmen, in dem die Änderung eingetre-
ten ist."

3. § 13 hat zu lauten:

„Vorsteuerabzug bei Reisekosten

§ 13. (1) Nimmt ein Unternehmer für eine im
Inland ausschließlich durch den Betrieb veran-
laßte Reise zur Abgeltung der Mehraufwendun-
gen für Verpflegung und der Aufwendungen
für Unterkunft die nach den einkommensteuer-
rechtlichen Vorschriften für die Gewinnermitt-
lung festgesetzten Pauschbeträge als Betriebs-
ausgaben in Anspruch, so kann er die abziehbare
Vorsteuer mit 8 vom Hundert aus diesen Be-
trägen errechnen.

(2) Verwendet ein Unternehmer für eine im
Inland ausschließlich durch den Betrieb veranlaßte
Reise ein nicht zum Betriebsvermögen gehörendes
Kraftfahrzeug und macht er die den Bundes-
bediensteten gewährten Sätze für Kilometergelder
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten gel-
tend, so kann er die abziehbare Vorsteuer für
jeden gefahrenen Kilometer ohne besonderen
Nachweis mit 10 vom Hundert der Kilometer-
gelder errechnen, die bei der Gewinnermittlung
oder bei der Ermittlung des Überschusses der
Einnahmen über die Werbungskosten als Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten anerkannt
werden.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten
sinngemäß, soweit ein Unternehmer einem Ar-
beitnehmer, dessen Einkünfte dem Steuerabzug
vom Arbeitslohn im Inland unterliegen, aus An-
laß einer Dienstreise im Inland für die Mehrauf-
wendungen für Verpflegung, für die Aufwen-
dungen für Unterkunft und für die Benutzung
eines eigenen Kraftfahrzeuges nicht mehr als jene
Beträge erstattet, die nach den einkommensteuer-
rechtlichen Vorschriften nicht zu den Einkünften
aus nichtselbständiger Arbeit gehören.
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(4) Werden die tatsächlichen Reiseaufwendun-
gen nachgewiesen, so ist nur jener Vorsteuer-
betrag abziehbar, der auf die nach den einkom-
mensteuerrechtlichen Vorschriften um die Haus-
haltsersparnis gekürzten Aufwendungen entfällt.
Sind die einkommensteuerrechtlichen Vorschriften
nicht anwendbar, so sind für die Berechnung
des Vorsteuerbetrages die Aufwendungen für
Verpflegung um 20 vom Hundert zu kürzen.
Die Rechnungen können auch auf den Namen
der Person lauten, von der die Reise ausgeführt
worden ist.

(5) Die nach den vorstehenden Absätzen er-
rechneten Vorsteuerbeträge können nur abgezo-
gen werden, wenn über die Reise ein Beleg
ausgestellt wird, welcher über Zeit, Ziel und
Zweck der Reise, die Person, von der die Reise
ausgeführt worden ist, und über den Betrag Auf-
schluß gibt, aus dem die Vorsteuer errechnet
wird. Im Falle des Vorsteuerabzuges aus Kilo-
metergeldern ist außerdem die Anzahl der ge-
fahrenen Kilometer anzugeben. Die Verpflichtung
zur Ausstellung eines eigenen Beleges für Zwecke
des Vorsteuerabzuges entfällt, wenn die erwähn-
ten Angaben bereits aus den für die Erhebung
der Einkommensteuer (Lohnsteuer) erforder-
lichen Unterlagen hervorgehen."

4. Der Abs. 2 Z. 2 des § 19 hat zu lauten:

„2. für den Eigenverbrauch mit Ablauf des
Kalendermonates, in dem die Gegenstände
für die im § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a bezeich-
neten Zwecke verwendet oder die Aufwen-
dungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. b
getätigt worden sind."

5. Der Abs. 1 des § 22 hat zu lauten:

„(1) Bei nichtbuchführungspflichtigen Unter-
nehmern, die Umsätze im Rahmen eines land-
und forstwirtschatflichen Betriebes ausführen,
wird die Steuer für diese Umsätze mit 8 vom
Hundert der Bemessungsgrundlage festgesetzt.
Die diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuer-
beträge werden in gleicher Höhe festgesetzt. Die
Befreiungsbestimmungen des § 6 Z. 7 bis 15 und
die Bestimmungen des § 11 sind anzuwenden."

6. Der Abs. 2 des § 22 hat zu lauten:

„(2) Für die Lieferungen und den Eigenver-
brauch der in der Anlage nicht angeführten Ge-
tränke und alkoholischen Flüssigkeiten ist eine
zusätzliche Steuer von 10 vom Hundert der Be-
messungsgrundlage zu entrichten; diese zusätz-
liche Steuer entfällt bei Zutreffen der im § 10
Abs. 2 Z. 4 angeführten Voraussetzungen für
die Lieferungen und den Eigenverbrauch von
Wein aus frischen Weintrauben. Für diese zu-
sätzliche Steuer gelten die allgemeinen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes mit der Einschränkung sinn-
gemäß, daß ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt."

7. Im § 22 ist als Abs. 7 anzufügen:

„(7) Für die land- und forstwirtschaftlichen
Betriebe einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts gelten die Abs. 1 bis 6 insoweit, als die
Umsätze der land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe gemäß § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 in einem
der dem Veranlagungsjahr vorangegangenen drei
Kalenderjahre 3000000 S oder der nach den
Grundsätzen des ersten Abschnittes des zweiten
Teiles des Bewertungsgesetzes 1955 unter Berück-
sichtigung von Zupachtungen und Verpachtungen
zum 1. Jänner eines Jahres ermittelte Wert der
bei Unterhalten eines zum land- und forstwirt-
schaftlichen Vermögen gehörenden Betriebes
selbstbewirtschafteten Fläche 700000 S nicht
überstiegen haben."

Artikel II

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 1 und Z. 5
bis 7 sind auf steuerbare Umsätze im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 des Umsatzsteuergeset-
zes 1972 anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 1976 ausgeführt werden.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 2 und 4
sind ab dem Veranlagungsjahr 1973 anzuwenden.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 3 sind erst-
mals auf die in das Veranlagungsjahr 1977 fal-
lenden abziehbaren Vorsteuerbeträge anzuwen-
den.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

667. Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem die Bundesabgabenordnung geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 201/1965, 134/1969, 224/1972, 262/1972,
577/1973 und 787/1974 und der Kundmachungen
BGBl. Nr. 141/1966 und 472/1974 wird wie folgt
geändert:

Der § 125 hat zu lauten:

„§ 125. (1) Wenn sich eine Verpflichtung zur
Buchführung nicht schon aus § 124 ergibt, sind
Unternehmer und Unternehmen, die nach dem
letzten Feststellungsbescheid oder nach dem
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letzten Abgabenbescheid, ausgenommen Bescheide
über die Festsetzung von Vorauszahlungen, ent-
weder

a) einen Umsatz gemäß § 1 Abs. 1 Z. 1
und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 223, jedoch ausgenommen die Umsätze
gemäß § 6 Z. 8 und 9 und § 10 Abs. 2
Z. 5 des Umsatzsteuergesetzes 1972, die
bei Erzielung außerordentlicher Einkünfte
im Sinne der einkommensteuerrechtlichen
Vorschriften ausgeführten Umsätze, die
Umsätze aus selbständiger Arbeit im Sinne
der einkommensteuerrechtlichen Vorschrif-
ten und die im Rahmen land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe im Sinne der
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften ausge-
führten Umsätze, von mehr als 3000000 S
oder

b) im Rahmen land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe im Sinne der umsatzsteuerrecht-
lichen Vorschriften ausgeführte Umsätze
gemäß § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 des Umsatz-
steuergesetzes 1972, jedoch ausgenommen
die Umsätze gemäß § 6 Z. 8 und 9 und
§ 10 Abs. 2 Z. 5 des Umsatzsteuergeset-
zes 1972 und die bei Erzielung außerordent-
licher Einkünfte im Sinne der einkommen-
steuerrechtlichen Vorschriften ausgeführten
Umsätze, von mehr als 3000000 S oder

c) ein Betriebsvermögen im Sinne der §§ 57
und 59 des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 148, mit einem Einheitswert von mehr
als 900000 S oder

d) ein land- und forstwirtschaftliches Vermö-
gen mit einem Einheitswert von mehr als
700000 S oder

e) einen Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft
oder aus Gewerbebetrieb, jeweils ausgenom-
men Sanierungsgewinne und außerordent-
liche Einkünfte im Sinne der einkommen-
steuerrechtlichen Vorschriften, von mehr als
150000 S

gehabt haben, verpflichtet, für Zwecke der Er-
hebung der Abgaben vom Einkommen und Er-
trag Bücher zu führen und auf Grund jährlicher
Bestandsaufnahmen regelmäßig Abschlüsse zu
machen.

(2) Das Finanzamt hat darüber hinaus, sofern
nicht schon die Verpflichtung zur Buchführung
gemäß Abs. 1 besteht, zur Buchführung zu ver-
pflichten, wenn der nach den Grundsätzen des
ersten Abschnittes des zweiten Teiles des Bewer-
tungsgesetzes 1955 unter Berücksichtigung von
Zupachtungen und Verpachtungen zum 1. Jän-
ner eines Jahres zu ermittelnde Wert der bei
Unterhalten eines zum land- und forstwirtschaft-
lichen Vermögen gehörenden Betriebes selbst-
bewirtschafteten Fläche 700000 S übersteigt. Eine
solche Verpflichtung hat jedoch zu unterbleiben,

wenn erstmalig zu einem 1. Jänner die betref-
fende Grenze um nicht mehr als 15 v. H. über-
schritten wird. Überschreitet der Wert der selbst-
bewirtschafteten Fläche zum nächstfolgenden
1. Jänner abermals die betreffende Grenze, so ist
eine solche Verpflichtung auszusprechen. Eine
Verpflichtung im Sinne dieses Absatzes ist über
Antrag nach Wegfall der Voraussetzungen wieder
aufzuheben.

(3) Die Verpflichtung zur Buchführung gemäß
Abs. 1 lit. d ist vom Finanzamt über Antrag
aufzuheben, wenn der nach den Grundsätzen des
ersten Abschnittes des zweiten Teiles des Bewer-
tungsgesetzes 1955 unter Berücksichtigung von
Zupachtungen und Verpachtungen zum 1. Jänner
eines Jahres zu ermittelnde Wert der bei Unter-
halten eines zum land- und forstwirtschaftlichen
Vermögen gehörenden Betriebes selbstbewirt-
schafteten Fläche 700000 S nicht übersteigt. Bei
Wegfall dieser Voraussetzung ist die Begünstigung
zu widerrufen (§ 294).

(4) Die Verpflichtung zur Buchführung wegen
Überschreitens der Grenze des Abs. 1 lit. a und
lit. b erstreckt sich nur auf jene Betriebe des
Abgabepflichtigen, deren Umsätze jeweils für die
Beurteilung, ob die maßgebliche Grenze über-
schritten ist, heranzuziehen sind. Gründet sich
die Verpflichtung zur Buchführung nicht auf
Abs. 1 lit. a oder lit. b, so erstreckt sie sich nur
auf jene Betriebe, mit denen eine der übrigen
maßgeblichen Grenzen überschritten ist.

(5) Bei Land- und Forstwirten, die gemäß
Abs. 1 lit. b, lit. d oder lit. e oder gemäß Abs. 2
erster Satz zur Führung von Büchern verpflichtet
sind oder ohne gesetzliche Verpflichtung Bücher
führen, braucht sich die jährliche Bestandsauf-
nahme nicht auf das stehende Holz zu erstrecken.
Der Bundesminister für Finanzen bestimmt durch
Verordnung, welche besonderen Zusammenstel-
lungen, Verzeichnisse und Register von buch-
führenden Land- und Forstwirten für steuerliche
Zwecke zu führen sind.

(6) Die Verpflichtung zur Buchführung ist vom
Beginn des Kalenderjahres an zu erfüllen, das
auf die Zustellung des maßgeblichen Feststel-
lungs- oder Abgabenbescheides im Sinne des
Abs. 1, des zur Buchführung verpflichtenden Be-
scheides im Sinne des Abs. 2 oder des Bescheides
gemäß Abs. 3 letzter Satz folgt; gründet sich
die Verpflichtung zur Buchführung auf Abs. 1,
ist auf die Verpflichtung im maßgeblichen Fest-
stellungs- oder Abgabenbescheid hinzuweisen.
Ergibt ein späterer Bescheid den Wegfall der
Voraussetzungen für die Verpflichtung zur Buch-
führung, so erlischt diese mit dem Ablauf des
Kalender(Wirtschafts)jahres, in dem dieser Be-
scheid zugestellt wurde.

(7) Werden eine oder mehrere Grenzen des
Abs. 1 erstmalig, und zwar um nicht mehr als
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15 v. H., überschritten, so wird die Verpflichtung
nach Abs. 1 nur dann wirksam, wenn im nächst-
folgenden Feststellungs- oder Abgabenbescheid
die betreffende Grenze abermals überschritten
wird; in diesem Fall sind die Bestimmungen des
Abs. 6, soweit sie sich auf eine Verpflichtung
zur Buchführung nach Abs. 1 beziehen, sinn-
gemäß anzuwenden."

Artikel II

Auf Grundlage des § 125 Abs. 2 der Bundes-
abgabenordnung in der Fassung vor diesem Bun-
desgesetz erlassene Rechtsvorschriften gelten als
auf Grund des § 125 Abs. 5 der Bundesabgaben-
ordnung in der Fassung dieses Bundesgesetzes
erlassen.

Artikel III
Die Bestimmungen des Art. I sind ab 1. Jän-

ner 1977 anzuwenden.

Artikel IV
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

668. Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem das Gebührengesetz 1957 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267,

in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 129/
1958, 137/1958, 111/1960, 106/1962, 115/1963,
87/1965, 44/1968, 306/1968, 224/1972 und 401/
1974 wird wie folgt geändert:

1. Die festen Gebührensätze werden erhöht:
von 3,80 S auf 20,— S,
von 7,50 S auf 35,— S,
von 15,— S auf 70,— S,
von 21,—S auf 90,— S,
von 36,—S auf 150,—S,
von 48,—S auf 180,—S,
von 75,—S auf 250,—S,
von 150,— S auf 400,— S,
von 220,— S auf 550,— S,
von 360,— S auf 800,— S,
von 720,— S auf 1 500,— S.

2. Dem § 3 ist als vierter Absatz anzufügen:
„(4) Einem Gebührenschuldner, der in seinem

Betrieb laufend eine Vielzahl gleichartiger Rechts-
geschäfte abschließt und die Gewähr für die
ordnungsgemäße Einhaltung der Gebührenvor-
schriften bietet, hat das Finanzamt, in dessen
Amtsbereich sich die Geschäftsleitung des Be-
triebes des Gebührenschuldners befindet, auf

Antrag zu gestatten, daß er die auf diese Rechts-
geschäfte entfallenden Hundertsatzgebühren
selbst berechnet und bis zum 10. des dem Ent-
stehen der Gebührenschuld folgenden zweiten
Monats an dieses Finanzamt entrichtet. Die Be-
willigung ist zu widerrufen, wenn eine für die
Erteilung der Bewilligung erforderliche Voraus-
setzung wegfällt. Personen, denen diese Art der
Gebührenentrichtung gestattet ist, haben über
die Rechtsgeschäfte fortlaufende Aufschreibungen
zu führen, welche die für die Gebührenbemes-
sung notwendigen Angaben enthalten. Inner-
halb der Zahlungsfrist ist dem Finanzamt für
den jeweiligen Berechnungs- und Zahlungszeit-
raum eine Abschrift dieser Aufschreibungen zu
übersenden. Die Übersendung der Abschrift gilt
als Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den Ur-
kunden ist ein Vermerk anzubringen, der die
Bezeichnung des Bewilligungsbescheides und die
fortlaufende Nummer der Aufschreibungen ent-
hält."

3. Dem Abs. 2 des § 6 ist folgender Satz an-
zufügen:

„Ist diese Urkunde ein Annahmeschreiben, so
sind für die Entrichtung der Bogengebühr die
Anzahl der Bogen des Annahmeschreibens und
eines bezüglichen Anbotschreibens maßgeblich; die
Gebühr ist in diesem Falle zur Gänze auf dem
ersten Bogen des Annahmeschreibens zu ent-
richten."

4. Der § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Wird eine Gebühr, die nicht vor-
schriftsmäßig in Stempelmarken entrichtet
wurde, mit Bescheid festgesetzt, so ist eine Ge-
bührenerhöhung im Ausmaß von 50 v. H. der
verkürzten Gebühr zu erheben.

(2) Wird eine Gebührenanzeige nicht recht-
zeitig erstattet, so ist bei verspäteter Anzeige
bis zu einem Monat eine Gebührenerhöhung von
30 v. H., darüber hinaus eine solche von 50 v. H.
der gesetzmäßigen Gebühr zu entrichten. Wurde
eine Gebührenanzeige unterlassen oder erlangt
das Finanzamt noch vor der verspäteten An-
zeige von dem gebührenpflichtigen Rechtsge-
schäft Kenntnis, so ist eine Gebührenerhöhung
im Ausmaß der gesetzmäßigen Gebühr zu er-
heben.

(3) Das Finanzamt kann zur Sicherung der
Einhaltung der Gebührenvorschriften bei Nicht-
entrichtung oder nicht ordnungsgemäßer Ent-
richtung der Gebühr unabhängig von einer
nach Abs. 1 oder Abs. 2 zu erhebenden Ge-
bührenerhöhung eine Erhöhung bis zum Zwei-
fachen der verkürzten (gesetzmäßigen) Gebühr
erheben. Bei Festsetzung dieser Gebührener-
höhung ist ausschließlich zu berücksichtigen, in-
wieweit dem Gebührenschuldner bei Beachtung
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes das Er-
kennen der Gebührenpflicht einer Schrift oder
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eines Rechtsgeschäftes zugemutet werden konnte
sowie ob eine Gebührenverkürzung (verspätete
Anzeige, verspätete Entrichtung) erstmalig oder
wiederholt erfolgt ist."

5. Die Z. 5 des § 11 hat zu entfallen; die
bisherige Z. 6 erhält die Bezeichnung Z. 5.

6. Die Z. 4 im Abs. 1 des § 13 hat zu ent-
fallen.

7. Die Z. 3, 8, 9 und 10 im Abs. 1 des § 14
Tarifpost 2 haben zu lauten:

„3. Verleihung (Erwerb) der österreichischen
Staatsbürgerschaft

a) auf Grund freien Ermessens S 4000,—,
b) auf Grund eines Rechtsan-

spruches S 3000,—,
c) durch Erstreckung der Verlei-

hung auf die Ehefrau S 1000,—,
d) durch Erklärung oder Anzeige S 1000,—,"
„8. Erteilung einer bergrechtlichen

Suchbewilligung oder Verlängerung
von deren Geltungsdauer, Erteilung
einer bergrechtlichen Bewilligung
zum Suchen und Erforschen nicht-
kohlenwasserstofführender geologi-
scher Strukturen S 2000,—,

9. a) Verleihung einer Berg-
werksberechtigung für ein
Grubenmaß oder eine
Überschar, Genehmigung
der Übertragung einer
Bergwerksberechtigung
durch Rechtsgeschäft unter
Lebenden S 500,—,

b) Anerkennung eines berg-
rechtlichen Gewinnungsfel-
des, Erteilung einer berg-
rechtlichen Speicherbewilli-
gung oder Genehmigung
der Übertragung einer
Speicherbewilligung durch
Rechtsgeschäft unter Leben-
den S 4000,—,

10. Bewilligung zur Änderung
des Familiennamens oder des Vor-
namens S 2000,—."

8. Der Abs. 3 des § 14 Tarifpost 2 hat zu
lauten:

„(3) Die festen Gebühren nach Z. 3 und Z. 10
sind mit Bescheid festzusetzen."

9. Die Z. 2 im Abs. 3 des § 14 Tarifpost 3
hat zu lauten:

„2. von den Bahnverwaltungen den eigenen
Bediensteten (Pensionisten) einschließlich der
Arbeiter sowie den Familienangehörigen dieser
Bediensteten oder dem gleichen Personenkreis
fremder Verkehrsanstalten erteilt werden;"

10. Im § 14 Tarifpost 5 ist am Schluß des
Abs. 1 der Punkt durch einen Beistrich zu er-
setzen und anzufügen:

„jedoch nicht mehr als 100 S je Beilage."

11. Der Abs. 2 des § 14 Tarifpost 5 hat zu
entfallen; die bisherigen Abs. 3 und 4 erhalten
die Bezeichnung Abs. 2 und Abs. 3.

12. Im § 14 Tarifpost 6 haben in den Abs. 1
und 4 die Worte „von jedem Bogen" und in
den Abs. 2 und 3 die Worte „vom ersten Bo-
gen" zu entfallen. Im Abs. 2 ist am Schluß der
Z. 5 der Punkt durch einen Strichpunkt zu
ersetzen und als Z. 6 anzufügen:

„6. Ansuchen um Erlaß (wie Nachsicht, Ent-
lassung aus der Gesamtschuld) von Geldleistun-
gen, die auf einem öffentlich-rechtlichen Ver-
pflichtungsgrund beruhen, wenn die Höhe des
begehrten Erlasses insgesamt 20000 S übersteigt."

13. Im § 14 Tarifpost 6 Abs. 5 haben die
Z. 3 und 9 zu lauten:

„3. Gesuche um die Verleihung eines Stipen-
diums sowie Eingaben in Unterrichtsangelegen-
heiten (einschließlich Begründung und Beendigung
des Schulverhältnisses) und in Prüfungsangelegen-
heiten öffentlicher oder mit dem Öffentlichkeits-
recht ausgestatteter Schulen mit Ausnahme von
Eingaben im Verfahren betreffend Eignungser-
klärung von Unterrichtsmitteln, Externistenprü-
fungen, Nostrifikation ausländischer Zeugnisse,
Ersatzbestätigungen für verlorene Zeugnisse;"

„9. Eingaben um Befreiung von der Rund-
funk-, Fernsehrundfunk- und Fernsprech-
gebühr;"

als Z. 10 und 11 sind anzufügen:

„10. Eingaben öffentlich-rechtlich Bediensteter
und ihrer Hinterbliebenen in Dienstrechtsange-
legenheiten.

11. Eingaben im Studien- und Prüfungswesen
der Universitäten, Kunsthochschulen, der Aka-
demie der bildenden Künste in Wien und der
kirchlichen theologischen Lehranstalten (Art. V
§ 1 des Konkordates zwischen dem Heiligen
Stuhle und der Republik Österreich, BGBl. II
Nr. 2/1934), einschließlich der Eingaben an diese
Einrichtungen im Bereich der Studienberechti-
gung, mit Ausnahme folgender Eingaben:

a) Antrag auf Erlaß des Studienbeitrages
durch ausländische Studierende,

b) Ansuchen um Zulassung zur Universitäts-
Sprachprüfung,

c) Ansuchen um Ausstellung eines Duplika-
tes,

d) Ansuchen um Beurlaubung,
e) Ansuchen um Wiederverleihung des aka-

demischen Grades,
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f) Ansuchen um Nostrifizierung eines aus-
ländischen akademischen Grades,

g) Ansuchen um Bewilligung zur Führung
eines ehrenhalber verliehenen ausländischen
akademischen Grades."

14. Im § 14 Tarifpost 7 Z. 3 lit. a ist der
Betrag von 20 S durch den Betrag von 200 S zu
ersetzen.

15. Im § 14 Tarifpost 7 Z. 4 haben in der
lit. a die Worte „oder einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien" zu entfallen; am Schluß der
lit. b ist der Beistrich durch einen Strichpunkt
zu ersetzen; die lit. c hat zu entfallen.

16. Der § 14 Tarifpost 9 hat zu lauten:

„9 R e i s e d o k u m e n t e
(1) 1. Reisepässe sowie die Ver-

längerung ihrer Gültigkeitsdauer
oder die Erweiterung ihres Gel-
tungsbereiches S 70,—;

2. Paßersätze sowie die Verlänge-
rung ihrer Gültigkeitsdauer S 50,—;

3. Sichtvermerke und Verlänge-
rungen von Aufenthaltsberechtigun-
gen

a) befristete S 200,—,
b) unbefristete S 400,—.

(2) Gebührenfrei sind
1. Diplomaten- und Dienstpässe;
2. Sichtvermerke, wenn Gegen-

seitigkeit gewährleistet ist;
3. Übernahmserklärungen für

österreichische Staatsbürger (§ 30
des Paßgesetzes, BGBl. Nr. 422/
1969)."

17. Der § 14 Tarifpost 10 hat zu lauten:

„10 Ü b e r s e t z u n g e n ,
die von beeideten Übersetzern be-
glaubigt sind, von jedem Bogen
feste Gebühr S 70,—,
jedoch nicht mehr als 420 S."

18. Im § 14 Tarifpost 14 Abs. 1 Z. 2 ist der
Betrag von 2 400 S durch den Betrag von
42000 S zu ersetzen.

Im Abs. 2 haben die Z. 4 und 6 zu lauten:
„4. Zeugnisse von öffentlichen oder mit dem

Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schulen mit
Ausnahme der Zeugnisse über Lehramtsprüfun-
gen und Diplomprüfungen von Akademien oder
verwandten Lehranstalten und diesen vergleich-
baren Schulen sowie der Zeugnisse über Exter-
nistenprüfungen;"

„6. Zeugnisse im Universitäts- und Kunsthoch-
schulbereich, im Bereich der Akademie der bil-
denden Künste in Wien und der kirchlichen

theologischen Lehranstalten (Art. V § 1 des Kon-
kordates zwischen dem Heiligen Stuhle und der
Republik Österreich, BGBl. II Nr. 2/1934), ein-
schließlich der Zeugnisse dieser Einrichtungen im
Rahmen der Studienberechtigung, mit Ausnahme
folgender Zeugnisse:

a) Ausweise für Studierende,

b) Zeugnisse über die Universitätssprachprü-
fung,

c) Abschlußzeugnisse für Hochschulkurse und
für Hochschullehrgänge einschließlich jener,
die als Vorbereitungslehrgänge für auslän-
dische Studierende eingerichtet sind,

d) Staatsprüfungszeugnisse, Rigorosenzeugnisse
und abschließende Diplomprüfungszeug-
nisse,

e) Abschlußbescheinigungen,

f) Urkunden über die Verleihung eines aka-
demischen Grades."

19. Im § 14 Tarifpost 15 Abs. 1 sind die
Beträge von 5000 S jeweils durch den Betrag
von 15000 S und die Beträge von 20000 S
jeweils durch den Betrag von 40000 S zu er-
setzen.

20. Dem § 14 Tarifpost 16 ist als dritter
Absatz anzufügen:

„(3) Ist die Gebühr für Anmeldungen wegen
der Art und Beschaffenheit der versendeten
Waren in der Regel so hoch, daß die Entrich-
tung in Stempelmarken unzweckmäßig wäre, so
ist Personen, denen nach den zollgesetzlichen
Vorschriften die Abgabe von Sammelwarener-
klärungen bewilligt wurde, von dem Finanzamt,
in dessen Amtsbereich sich die Geschäftsleitung
des Betriebes des Gebührenschuldners befindet,
auf Antrag zu gestatten, daß sie die Gebühr
selbst berechnen und an dieses Finanzamt ent-
richten. Auf den Zeitpunkt und die Form der
Gebührenentrichtung sind die Bestimmungen
des § 3 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden."

21. Der Abs. 2 des § 15 hat zu lauten:

„(2) Als Urkunden gelten auch bei schrift-
licher Annahme eines Vertragsanbotes das An-
nahmeschreiben, ansonsten auch ein schriftliches
Vertragsanbot, wenn der Vertrag durch ein im
Anbotschreiben bezeichnetes Verhalten des An-
botempfängers oder auf andere Weise als durch
schriftliche oder mündliche Annahmeerklärung
zustande kommt. Wird die mündliche Annahme
eines Vertragsanbotes beurkundet, so gilt diese
Schrift als Annahmeschreiben."

22. Im § 16 Abs. 2 sind nach den Worten
„sobald die über das Rechtsgeschäft errichtete
Urkunde" die Worte „in einer Urschrift oder
in beglaubigter Abschrift" einzufügen.
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23. Der Abs. 4 des § 16 hat zu lauten:
„(4) Gilt ein Annahmeschreiben oder ein

Anbotschreiben als Urkunde über den Vertrag,
so entsteht die Gebührenschuld mit dem Zu-
standekommen des Vertrages, im Falle des § 15
Abs. 2 letzter Satz mit Errichtung der Schrift.
Befindet sich die Urkunde zu diesem Zeitpunkt
im Ausland, so ist Abs. 2 sinngemäß anzuwen-
den."

24. Im § 16 erhält der Abs. 6 die Bezeichnung
Abs. 7; als Abs. 6 ist neu einzufügen:

„(6) Bei Beurkundung eines Darlehens eines
Gesellschafters an seine Gesellschaft gemäß § 33
Tarifpost 8 Abs. 4 entsteht die Gebührenschuld
mit der Aufnahme in die im Inland zu führen-
den Bücher und Aufzeichnungen."

25. Dem Abs. 1 des § 17 ist als zweiter Satz
anzufügen:
„Zum Urkundeninhalt zählt auch der Inhalt von
Schriften, der durch Bezugnahme zum rechts-
geschäftlichen Inhalt gemacht wird."

26. Im § 18 Abs. 4 sind nach den Worten
„womit vor Gericht oder anderen Behörden ein
Rechtsgeschäft" die Worte „im Inland" einzu-
fügen.

27. Im § 20 ist am Schluß der Z. 4 der Punkt
durch einen Strichpunkt zu ersetzen und als Z. 5
anzufügen:

„5. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte — aus-
genommen Wechsel — zu Darlehensverträgen
und Kreditverträgen (einschließlich Haftungs- und
Garantiekrediten) mit Kreditinstituten, der
Oesterreichischen Nationalbank, der Österreichi-
schen Postsparkasse, den Versicherungsunter-
nehmungen und den Bausparkassen, sofern über
den Darlehens- oder Kreditvertrag im Inland
eine Urkunde errichtet oder eine im Ausland er-
richtete Urkunde in einer für die Entstehung der
Gebührenpflicht maßgeblichen Weise (§ 16 Abs. 2)
in das Inland gebracht wurde."

28. Der § 25 hat zu lauten:

„§ 25. (1) Werden über ein Rechtsgeschäft
mehrere Urkunden errichtet, so unterliegt jede
dieser Urkunden den festen und den Hun-
dertsatzgebühren.

(2) Werden von einer Urkunde Gleichschriften
(Duplikat, Triplikate usw.) ausgefertigt, so ist
die Hundertsatzgebühr auf Grund jener Gleich-
schriften nur einmal zu entrichten, die dem
Finanzamt innerhalb eines Monats nach dem
Entstehen der Gebührenschuld vorgelegt wer-
den. Das Finanzamt hat auf allen Gleichschriften
zu bestätigen, daß die betreffende Schrift eine
Gleichschrift ist und die Gebühr für eine
Gleichschrift und mit welchem Betrag in Stem-
pelmarken entrichtet oder die Gebührenanzeige
erstattet wurde.

(3) Wurde über ein Rechtsgeschäft eine die
Gebührenpflicht begründende Urkunde errich-
tet, so ist die Hundertsatzgebühr für dieses
Rechtsgeschäft auf Grund jeder weiteren Ur-
kunde nur dann nicht neuerlich zu entrichten,
wenn diese Urkunde innerhalb eines Monats
nach dem für sie maßgeblichen Zeitpunkt des
Entstehens der Gebührenschuld einem für die
Erhebung der Gebühren zuständigen Finanzamt
mit dem Nachweis vorgelegt wird, daß auf
Grund der ersten gebührenpflichtigen Beurkun-
dung die Hundertsatzgebühr für das Rechts-
geschäft in Stempelmarken entrichtet wurde oder
bei diesem Finanzamt die Hundertsatzgebühr
zu erheben war.

(4) Bei Notariatsakten ist die Hundertsatz-
gebühr nur von der Urschrift zu entrichten.
Der Notar hat auf allen Ausfertigungen einen
Vermerk darüber anzubringen, daß und mit
welchem Betrag die Gebühr auf der Urschrift
in Stempelmarken entrichtet oder die Anzeige
zur Gebührenbemessung erstattet wurde.

(5) In den Fällen einer Gebührenentrichtung
gemäß § 3 Abs. 4 ist bei Errichtung mehrerer
Gleichschriften die Hundertsatzgebühr für das
Rechtsgeschäft nur einmal zu entrichten, wenn
auf allen Gleichschriften der in der genannten
Bestimmung vorgesehene Vermerk angebracht
wird."

29. Der § 30 hat zu lauten:
„§ 30. Für die Gebühr haften neben den

Gebührenschuldnern die übrigen am Rechts-
geschäft beteiligten Personen sowie bei nicht
ordnungsgemäßer Gebührenanzeige oder nicht
ordnungsgemäßer Entrichtung der Gebühr in
Stempelmarken alle sonst gemäß § 31 Abs. 2 zur
Gebührenanzeige verpflichteten Personen."

30. Die Abs. 1 und 2 des § 31 haben zu
lauten:

„§ 31. (1) Rechtsgeschäfte, für die eine Hun-
dertsatzgebühr mit Bescheid festzusetzen ist, sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist, innerhalb eines Monats nach dem
Entstehen der Gebührenschuld mit einer be-
glaubigten Abschrift oder mit einer Gleichschrift
der die Gebührenpflicht begründenden Urkunde
beim Finanzamt anzuzeigen. Ist diese Urkunde
ein Annahmeschreiben, so ist ein bezügliches
Anbotschreiben anzuschließen. Das Finanzamt,
bei dem die Anzeige erstattet wurde, hat auf
der die Gebührenpflicht begründenden Urkunde
die erfolgte Anzeige zu bestätigen. Gleichschrif-
ten, die zur ordnungsgemäßen Gebührenanzeige
verwendet werden, sind von den Gebühren be-
freit.

(2) Zur Gebührenanzeige sind die am Rechts-
geschäft beteiligten Personen verpflichtet sowie
der Urkundenverfasser und jeder, der eine Ur-
kunde als Bevollmächtigter oder ein Gedenk-
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protokoll als Zeuge unterzeichnet oder eine im
Ausland errichtete Urkunde (deren beglaubigte
Abschrift) im Zeitpunkt des Entstehens der
Gebührenschuld in Händen hat."

31. Der § 32 hat zu lauten:
„§ 32. Sind die Gebühren bescheidmäßig fest-

zusetzen, so kann das Finanzamt nach der bei
ihm erfolgten Gebührenanzeige auf Grund eines
Antrages und nach Rechtsmittelverzicht des Ge-
bührenschuldners den Bescheid mündlich erlas-
sen; die Gebühr wird mit der Bekanntgabe des
Bescheides fällig."

32. Im § 33 Tarifpost 1 Abs. 1 sind die Beträge
von 60000 S jeweils durch den Betrag von
300000 S zu ersetzen.

33. Der § 33 Tarifpost 5 hat zu lauten:

„5 B e s t a n d v e r t r ä g e
(1) Bestandverträge (§§ 1090 ff. ABGB) und

sonstige Verträge, wodurch jemand den Gebrauch
einer unverbrauchbaren Sache auf eine gewisse
Zeit und gegen einen bestimmten Preis erhält,
nach dem Wert

1. im allgemeinen 1 v. H.;
2. beim Jagdpachtvertrag 2 v. H.

(2) Einmalige oder wiederkehrende Leistun-
gen, die für die Überlassung des Gebrauches
vereinbart werden, zählen auch dann zum Wert,
wenn sie unter vertraglich bestimmten Voraus-
setzungen auf andere Leistungen angerechnet
werden können.

(3) Bei unbestimmter Vertragsdauer sind die
wiederkehrenden Leistungen mit dem Drei-
fachen des Jahreswertes zu bewerten. Ist die
Vertragsdauer bestimmt, aber der Vorbehalt des
Rechtes einer früheren Aufkündigung gemacht,
so bleibt dieser Vorbehalt für die Gebühren-
ermittlung außer Betracht.

(4) Gebührenfrei sind
1. Verträge über die Miete von Wohnräumen

bis zu einer Dauer von drei Monaten. Wird
ein Mietverhältnis über diesen Zeitraum hinaus
fortgesetzt, so wird der Mietvertrag im Zeit-
punkt der Fortsetzung gebührenpflichtig und
gilt mangels anderer beurkundeter Parteienver-
einbarung vertraglich als auf unbestimmte Zeit
verlängert;

2. Werknutzungs- und Patentlizenzverträge;
3. Bestandverträge, bei denen der für die Ge-

bührenbemessung maßgebliche Wert 2000 S
nicht übersteigt."

34. Im Abs. 1 des § 33 Tarifpost 7 haben nach
dem Wort „Bürgschaftserklärungen" der Bei-
strich und die Worte „wodurch sich der Bürge
verpflichtet, den Gläubiger für den Fall der
Nichterfüllung durch den ersten Schuldner zu
befriedigen (§ 1346 ABGB)" zu entfallen.

35. Im § 33 Tarifpost 8 ist im Abs. 1 der
Hundertsatz „1 v. H." durch den Hundertsatz
„0,8 v. H." zu ersetzen.

36. Die Z. 3 im Abs. 2 des § 33 Tarifpost 8
hat zu lauten:

„3. Verträge über Darlehen von Bauspar-
kassen an ihre Bausparer;"

37. Dem § 33 Tarifpost 8 sind als dritter und
vierter Absatz anzufügen:

„(3) Erklärt der Darlehensschuldner in der
Darlehensurkunde, die dargeliehenen Sachen er-
halten zu haben, so wird bei Erhebung der
Gebühr vermutet, daß der Darlehensvertrag
gültig zustande gekommen ist; diese Vermutung
kann durch die Einrede der nicht erfolgten Zu-
zählung der Darlehensvaluta nicht widerlegt
werden.

(4) Wird über ein Darlehen eines Gesellschaf-
ters an seine Gesellschaft im Inland keine Ur-
kunde nach Abs. 1 errichtet, so gelten die nach
den abgabenrechtlichen Vorschriften im Inland
zu führenden Bücher und Aufzeichnungen des
Darlehensschuldners, in die das Darlehen auf-
genommen wurde, als Urkunde. Die Gesellschaft
hat die Gebühr selbst zu berechnen und inner-
halb von drei Monaten nach dem Entstehen der
Gebührenschuld bei dem Finanzamt, in dessen
Amtsbereich sich die Geschäftsleitung der Gesell-
schaft befindet, für Rechnung des Gebühren-
schuldners zu entrichten. Ein Auszug aus den
Büchern oder Aufzeichnungen ist innerhalb der-
selben Frist an dieses Finanzamt zu übersenden.
Die Übersendung gilt als Gebührenanzeige gemäß
§ 31."

38. Im § 33 Tarifpost 10 Abs. 1 Z. 2 lit. a
ist der Betrag von 12000 S durch den Betrag
von 140000 S zu ersetzen.

39. Im § 33 Tarifpost 10 hat der zweite Satz
des Abs. 2 zu entfallen.

40. Im § 33 Tarifpost 10 Abs. 3 ist der Betrag
von 3 600 S durch den Betrag von 42000 S zu
ersetzen.

41. Dem § 33 Tarifpost 10 ist als vierter Ab-
satz anzufügen:

„(4) Den Verträgen über Dienstleistungen
stehen gleich Pensionszusicherungen von Privat-
personen für Dienstleistungen nach einer be-
stimmten Dienstzeit."

42. Die Ziffer 2 im Abs. 1 des § 33 Tarif-
post 15 hat zu lauten:

„2. die Erklärung des Beitrittes eines
neuen Genossenschafters und die Erklä-
rung eines Genossenschafters über die
Beteiligung auf einen weiteren Ge-
schäftsanteil vom Werte des Geschäfts-
anteiles 1 v. H.,
mindestens jedoch 10 S."
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43. Im § 33 Tarifpost 16 Abs. 1 Z. 1 sind in
der lit. b nach dem Beistrich die Worte „minde-
stens jedoch 500 S," anzufügen.

44. Der Abs. 2 des § 33 Tarifpost 16 hat zu
entfallen; die bisherigen Abs. 3 und 4 erhalten
die Bezeichnung Abs. 2 und Abs. 3.

45. Im § 33 Tarifpost 16 sind im neuen Abs. 2
nach dem Wort „Gesellschaftsvertrag" die Worte
„im Inland" einzufügen.

46. Im § 33 Tarifpost 17 Abs. 1 haben in der
Z. 2 die Worte „worunter auch Kuxe im Sinne
des Berggesetzes zu verstehen sind," zu entfallen.
In der Z. 4 sind vor den Worten „vom Werte
der Sachen" die Worte „vom Werte der Leib-
rente, mindestens aber" einzufügen.

47. Der § 33 Tarifpost 19 hat zu lauten:

„19 K r e d i t v e r t r ä g e
(1) Kreditverträge, mit welchen den Kredit-

nehmern die Verfügung über einen bestimmten
Geldbetrag in inländischer Währung eingeräumt
wird, von der vereinbarten Kreditsumme

1. wenn der Kreditnehmer über die
Kreditsumme nur einmal oder wäh-
rend einer bis zu fünf Jahren verein-
barten Dauer des Kreditvertrages
mehrmals verfügen kann 0,8 v. H.;

2. im übrigen 1,5 v. H.

(2) Auf Kreditverträge von Gesellschaftern an
ihre Gesellschaft sind die Bestimmungen des § 16
Abs. 6 und des § 33 Tarifpost 8 Abs. 4 sinngemäß
anzuwenden.

(3) Den Kreditverträgen stehen gleich die im
Zusammenhang mit dem Ankauf von Forderun-
gen aus Warenlieferungen oder Dienstleistungen
getroffenen Vereinbarungen über die Gewährung
eines Rahmens für die Inanspruchnahme von An-
zahlungen.

(4) Gebührenfrei sind
1. Prolongationen von Kreditverträgen, für

die nach diesem Bundesgesetz eine Gebühr zu
entrichten war, bis zu einer Dauer des Kreditver-
hältnisses von fünf Jahren; bei wiederholten Pro-
longationen jene, mit denen nicht erstmals ein
Vielfaches von fünf Jahren überschritten wird;

2. Verträge über Kredite an Kreditinstitute,
die Oesterreichische Nationalbank, die Öster-
reichische Postsparkasse und an Bausparkassen;

3. Verträge über Kredite von Kreditinstituten,
der Oesterreichischen Nationalbank und der
Österreichischen Postsparkasse an ausländische
Kreditnehmer, die im Inland weder einen Wohn-
sitz (gewöhnlichen Aufenthalt) noch ihre Ge-
schäftsleitung oder ihren Sitz haben;

4. Kreditverträge zur Finanzierung von Aus-
fuhrgeschäften, von Krediten, des Erwerbs von

Forderungen aus Ausfuhrgeschäften und von
Beteiligungen, soweit dafür der Bundesminister
für Finanzen namens des Bundes eine Haftung
nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964 über-
nommen hat, sowie deren Refinanzierung;

5. Verträge über Kredite, die aus Mitteln der
Exportfonds-Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung refinanziert werden;

6. Verträge über Kredite aus Mitteln des ERP-
Fonds (Eigenblock, Nationalbankblock)."

48. Der Abs. 2 des § 33 Tarifpost 20 hat zu
lauten:

„(2) Gebührenfrei sind
1. Unterhaltsvergleiche, die von einer Bezirks-

verwaltungsbehörde als Amtsvormund abge-
schlossen werden;

2. Vergleiche mit Versicherungsunternehmun-
gen über Ansprüche aus Kranken- oder Schadens-
versicherungsverträgen."

49. Der § 33 Tarifpost 21 hat zu lauten:

„21 Z e s s i o n e n
(1) Zessionen oder Abtretungen überhaupt von

Schuldforderungen oder anderen Rechten nach
dem Werte des Entgeltes

1. im allgemeinen 0,8 v. H.;
2. von Anteilen an einer Gesell-

schaft mit beschränkter Haftung . . 2 v. H.

(2) Der Gebühr unterliegen nicht:
1. Zessionen an Gebietskörperschaften zur

Sicherung rückständiger öffentlicher Abgaben;
2. Zessionen zwischen Kreditinstituten, der

Oesterreichischen Nationalbank, der Österreichi-
schen Postsparkasse und den Bausparkassen;

3. Zessionen von Forderungen aus Waren-
lieferungen oder Dienstleistungen an Kredit-
institute, soweit es sich nicht um ein Sicherungs-
oder Erfüllungsgeschäft handelt."

50. Dem § 33 Tarifpost 22 sind als sechster
und siebenter Absatz anzufügen:

„(6) Die Gebühr ist ohne Rücksicht auf ihre
Höhe in Stempelmarken zu entrichten.

(7) Gebührenfrei sind
1. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die

für einen ERP-Kredit beigebracht werden müssen,
sofern sie mit einem von der Oesterreichischen
Nationalbank oder von einem von der Geschäfts-
führung des ERP-Fonds ermächtigten Kreditinsti-
tut zu fertigenden Vermerk über das Vorliegen
der Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit
nach dieser Bestimmung versehen sind;

2. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die
für einen Kredit, für den eine Refinanzierungs-
zusage der Exportfonds-Gesellschaft mit be-
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schränkter Haftung besteht, beigebracht werden
müssen, sofern sie mit einem von der Export-
fonds-Gesellschaft mit beschränkter Haftung
oder von einem von dieser ermächtigten Kre-
ditinstitut zu fertigenden Vermerk über das Vor-
liegen der Voraussetzungen für die Gebührenfrei-
heit nach dieser Bestimmung versehen sind."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz ist auf alle Tatbestände
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1976
verwirklicht werden.

(2) Kreditverträge, über die vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes Urkunden gemäß
§ 15 in der Fassung des Art. I Z. 21 dieses Bun-
desgesetzes oder gemäß § 18 errichtet wurden,
gelten, soweit diese Kreditverträge am 30. Juni
1977 noch bestehen oder soweit der in Anspruch
genommene Kredit noch nicht zurückgezahlt ist,
in diesem Zeitpunkt im Inland als neuerlich
beurkundet, sofern hierüber nicht bereits eine
andere die Gebührenpflicht begründende Urkunde
errichtet wurde. Ausgenommen sind Kreditver-
träge mit einer nur einmal verfügbaren Kredit-
summe, wenn diese nicht mehr als 1 Million S
beträgt oder der Vertragsabschluß am 30. Juni
1977 länger als acht Monate zurückliegt.

(3) Ist ein vor Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes der Gebühr unterliegendes Rechtsgeschäft
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes durch
Austausch von Briefen oder durch sonstige schrift-
liche Mitteilungen zustandegekommen und ist
dafür noch keine Gebührenschuld entstanden,
so entsteht die Gebührenschuld mit dem amt-
lichen Gebrauch.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

669. Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem das Zolltarifgesetz 1958 neuerlich
abgeändert wird (9. Zolltarifgesetznovelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Der mit dem Zolltarifgesetz 1958, BGBl.
Nr. 74, erlassene Zolltarif in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nrn. 169/1961, 123/1963,
278/1964, 107/1966, 49/1967, 136/1969, 454/1971,
455/1971 und 259/1976 wird nach Maßgabe der
einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildenden
Anlage abgeändert.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1977 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

Anlage

Der Zolltarif wird wie folgt geändert:

1. Nach der Anmerkung 3 zum Kapitel 12 wird
folgende neue Anmerkung 4 angefügt:

„4 — Waren des Kapitels 12, die entgegen
den Bestimmungen des Suchtgiftgesetzes,
BGBl. Nr. 234/1951, und der Suchtgift-
verordnung, BGBl. Nr. 19/1947, jeweils
in der geltenden Fassung, eingeführt
werden, unterliegen einem Zollsatz von
S 10000,— für 1 kg. Sonstige Bestim-
mungen über die Höhe der Zollsätze
finden keine Anwendung."

2. In der Anmerkung zum Kapitel 13 sind fol-
gende Änderungen durchzuführen:

1. Das Wort „Anmerkung." ist durch
das Wort „Anmerkungen." zu ersetzen.

2. Die bisherige Anmerkung erhält die
Bezeichnung „1 —" und als neue Anmerkung 2
wird angefügt:

„2 — Waren des Kapitels 13, die entgegen
den Bestimmungen des Suchtgiftgesetzes,
BGBl. Nr. 234/1951, und der Suchtgift-
verordnung, BGBl. Nr. 19/1947, jeweils
in der geltenden Fassung, eingeführt
werden, unterliegen einem Zollsatz von
S 10000,— für 1 kg. Sonstige Bestim-
mungen über die Höhe der Zollsätze
finden keine Anwendung."

3. Nach der Anmerkung 4 zum Kapitel 14
wird folgende neue Anmerkung 5 angefügt:

„5 — Waren des Kapitels 14, die entgegen
den Bestimmungen des Suchtgiftgesetzes,.
BGBl. Nr. 234/1951, und der Suchtgift-
verordnung, BGBl. Nr. 19/1947, jeweils
in der geltenden Fassung, eingeführt
werden, unterliegen einem Zollsatz von
S 10000,— für 1 kg. Sonstige Bestim-
mungen über die Höhe der Zollsätze
finden keine Anwendung."

4. Nach der Überschrift zum Kapitel 24 wird
eingefügt:

„ A n m e r k u n g .
Waren des Kapitels 24, die entgegen den
Bestimmungen des Suchtgiftgesetzes, BGBl.
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Nr. 234/1951, und der Suchtgiftverordnung,
BGBl. Nr. 19/1947, jeweils in der geltenden
Fassung, eingeführt werden, unterliegen
einem Zollsatz von S 10000,— für 1 kg.
Sonstige Bestimmungen über die Höhe der
Zollsätze finden keine Anwendung."

5. Nach der Anmerkung 11 zum Kapitel 29
wird folgende neue Anmerkung 12 angefügt:

„12 — a — Waren des Kapitels 29, ausge-
nommen der Nummer 29.42, die
entgegen den Bestimmungen des
Suchtgiftgesetzes, BGBl. Nr. 234/
1951, und der Suchtgiftverord-
nung, BGBl. Nr. 19/1947, jeweils
in der geltenden Fassung, einge-
führt werden, unterliegen einem
Zollsatz von S 10000,— für 1 kg.

b — Waren der Nummer 29.42 unter-
liegen unter den in lit. a genann-
ten Voraussetzungen einem Zoll-
satz von S 100000,— für 1 kg.
Bei der Gewichtsermittlung sind,
abweichend von § 9 Abs. 3 des
Taragesetzes, BGBl. Nr. 130/
1955, Bruchteile eines Grammes
auf volle Gramm aufzurunden.

c — In den Fällen der lit. a und lit. b
finden sonstige Bestimmungen
über die Höhe der Zollsätze
keine Anwendung."

6. Nach der Anmerkung 3 zum Kapitel 30
wird folgende neue Anmerkung 4 angefügt:

„4 — a — Waren des Kapitels 30, ausgenom-
men der Nummer 30.03, die ent-
gegen den Bestimmungen des
Suchtgiftgesetzes, BGBl. Nr. 234/
1951, und der Suchtgiftverord-
nung, BGBl. Nr. 19/1947, je-
weils in der geltenden Fassung,
eingeführt werden, unterliegen
einem Zollsatz von S 10000,—
für 1 kg.

b — Waren der Nummer 30.03 unter-
liegen unter den in lit. a genann-
ten Voraussetzungen einem Zoll-
satz von S 100000,— für 1 kg.
Bei der Gewichtsermittlung sind,
abweichend von § 9 Abs. 3 des
Taragesetzes, BGBl. Nr. 130/1955,
Bruchteile eines Grammes auf
volle Gramm aufzurunden.

c — In den Fällen der lit. a und lit. b
finden sonstige Bestimmungen
über die Höhe der Zollsätze keine
Anwendung."

7. Nach der Anmerkung 2 zum Kapitel 38
wird folgende neue Anmerkung 3 angefügt:

„3 — Waren des Kapitels 38, die entgegen den
Bestimmungen des Suchtgiftgesetzes,
BGBl. Nr. 234/1951, und der Sucht-
giftverordnung, BGBl. Nr. 19/1947, je-
weils in der geltenden Fassung, einge-
führt werden, unterliegen einem Zoll-
satz von S 10000,— für 1 kg. Sonstige
Bestimmungen über die Höhe der Zoll-
sätze finden keine Anwendung."

670 . Bundesgesetz vom 30. November 1976,
mit dem das Fernmeldegebührengesetz ge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Anlage zum Fernmeldegebührengesetz
(Fernmeldegebührenordnung), BGBl. Nr. 170/
1970, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 339/1971, BGBl. Nr. 404/1974, BGBl.
Nr. 647/1975 wird wie folgt geändert:

1. Der § 9 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Gebühren betragen:
1. für die Bereithaltung des Anschlußorgans bei

der Vermittlungsstelle, für die Bereithaltung
und Instandhaltung der Amtsleitung und für
die Überlassung und Instandhaltung eines ein-
fachen Sprechapparates (Fernsprech-Grund-
gebühr)

monatlich
Schilling

a) bei Einzelanschlüssen 140,—

b) bei Teilanschlüssen 90,—"

2. Der Abs. 1 des § 11 hat zu lauten:
„(1) Die Gebühr beträgt:

Schilling

für 1 Stunde 25,—"

3. Der Abs. 1 des § 13 hat zu lauten:

„(1) Die Ferngesprächsgebühren im Selbst-
wählfernverkehr sind als Vielfache der Orts-
gesprächsgebühr (§11 Abs. 1) zu berechnen. Das
der Sprechstelle zugeordnete Zählwerk ist daher
so einzurichten, daß es
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4. Der Abs. 1 des § 14 hat zu lauten:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der
Bestimmungen über die Höhe der Ferngesprächs-
gebühren an Samstagen in der Zeit von 13 bis
19 Uhr und an Sonntagen in der Zeit von
8 bis 19 Uhr (Art. I Z. 3 und Z. 4) mit 1. Jän-
ner 1977 in Kraft.

(2) Die in Abs. 1 genannten Bestimmungen
über die Höhe der Ferngesprächsgebühren an
Samstagen und Sonntagen treten mit 1. Jänner
1978 in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lanc


